Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1025 


Antrag 

der Abgeordneten Schulze-Pellengahr, Ruhnke, Dr. Dahlgrün, 
Dr, Schneider (Lollar) und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bundesjagdgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- | 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

[ 

A r t i k e 1 I 1 

Das Bundesjagdgesetz vom 29. November 1952 ; 
(Bundesgesetzbl. I S. 780) wird wie folgt geändert: | 

1. In § 2 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „Schwäne" ' 
durch „Wildschwäne", „Taucher" durch „Hau- j 
bentaucher" ersetzt und nach dem Wort „Greif- ! 
Vögel" die Worte „(außer Eulen)" gestrichen. | 

2. § 9 Abs. 3 erhält folgende Fassung: i 

„(3) Beschlüsse der Jagdgenosisenschaft be- | 
dürfen der Zustimmung der in der Jagdgenossen- | 
Versammlung anwesenden oder auf Grund einer ' 
Vollmacht vertretenen Jagdgenosisen, denen das 
Jagdrecht auf mehr als der Hälfte der in der ; 
Versammlung vertretenen Grundfläche zusteht." ; 

3. In § 10 Abs. 3 

i 

a) werden in Satz 2 die Worte „binnen zwei 
Wochen nach der Beschlußfassung" ge- 
strichen; 

b) wird folgender Satz 3 angefügt: I 

„Der Anspruch erlischt, wenn er nicht bin- | 
ne^ zwei Wochen nach der Bekanntmachung 
der Beschlußfassung schriftlich oder münd- 
lich zu Protokoll des Jagdvorstandes geltend ; 
gemacht wird." I 

4. In § 1 1 wird 

a) Absatz 2 wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Verpachtung eines Teiles eines 
Jagdbezirkes ist zulässig, wenn sowohl der 


verpachtete als auch der verbleibende Teil 
bei Eigen] agdbezirken die Mindestgröße von 
300 ha haben. Die Länder können die Ver- 
pachtung eines Teiles von geringerer Größe 
an den Jagd ausübungsberechtigten eines an- 
grenzenden Jagdbezirkes zulassen, soweit 
dies einer besseren Reviergestaltung dient."; 

b) dem Absatz 5 folgender neuer Satz 2 ange- 
fügt: 

„Das gleiche gilt, wenn eine Umgehunig die- 
ser Vorschriften vorliegt."; 

c) folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Hält die Behörde einen Jagdpachtver- 
trag nach Absatz 5 für nichtig, so kann sie 
die Vertragsteile auffordern, dies bis zu 
einem bestimmten Zeitpunkt, der mindestens 
drei Wochen nach Zustellung der Auf forde- 
rang liegen soll, anzuerkennen. Kommen die 
Vertragsteile der Aufforderung nicht nach, 
so gilt die Nichtigkeit als festgestellt, sofern 
nicht einer der Vertragsteile binnen der Frist 
einen Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
stellt. Das Gericht kann entweder den Ver- 
trag für nichtig erklären oder als rechtsgültig 
feststellen. Für das Verfahren gilt § 12 
Abs. 3 Satz 3 und 4." 

5. In § 12 wird 

a) in Absatz 1 Satz 2 das Wort „kann" durch 
das Wort „hat" ersetzt und nach dem Wort 
„Anzeige" das Wort „zu" eingefügt; 

b) Absatz 3 folgender Satz angefügt: 

„Die Jagdbehörde gilt in allen Rechtszügen 
als beteiligt." 
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6. § 13 erhält folgende Fasisung: 

„§ 13 

Erlöschem des Jaigdpachtvertrages 

Der Jagdpachtvertrag erlischt, wenn über das 
Vermögen des Pächters das Konkursverfahrem 
eröffnet oder wenn dem Pächter der Jahres- 
jagdschein unanfechtbar entzogen ist. Er erlischt 
auch dann, wenn die Gütigkeitsdauer des Jah- 
resjagdscheins abgelaufen ist und entweder die 
zuständige Behörde die Erteilung eines neuen 
Jahresjagdscheines unanfechtbar versagt hat 
oder der Pächter nicht binnen einer von der zu- 
ständigen Behörde gesetzten Frist die Voraus- 
setzungen für die Erteilung eines neuen Jahres- 
jagd sch ein es durch Antragsteilung und Einzah- 
lung der Gebühr erfüllt hat. Der Pächter hat 
dem Verpächter den aus der Beendigung des 
Pachtvertrages entstehenden Schaden zu er- 
setzen, wenn ihn ein Verschulden trifft." 

7. Folgender § 13a wird eingefügt: 

.§ 13a 

Rechtsstellung der Mitpächter 

Sind mehrere Pächter an einem Jagdpachtver- 
trag beteiligt (Mitpächter), so bleibt der Ver- 
trag, wenn er dm Verhältnis zu einem Mit- 
pächter gekündigt wird oder erlischt, mit den 
übrigen bestehen. Ist einem der Beteiligten die 
Aufrechterhaltung des Vertrages infolge außer- 
gewöhnlicher Umstände, die durch das Auis- 
scheiden eines Pächters eingetreten sind, nicht 
zuzumuten, so kann er den Vertrag unter Ein- 
hai tunlg der gesetzlichen Kündigungsfrist (§ 595 
BGB) kündigen. Die Kündigung kann nur für 
den ersten Termin erklärt werden, für den sie 
zulässig ist." 

8. § 15 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die erste Erteilung eines Jagdscheines, 
mit Ausnahme des Falknerjagdscheines, ist da- 
von abhängig, daß der Bewerber eine Jäger- 
prüfung bestanden hat. Die Länder bestimmen 
Umfang und Inhalt der Jägerprüfung, bei der 
ausreichende Kenntnisise für die Ausübung der 
Rechte und die Erfüllung der Pflichten dieses 
Gesetzes nachzuweisen sind. Bei der Erteilung 
von Ausländerjagdscheinen können Ausnahmen 
zugeiassen werden." 

9. ln § 17 Abs. '2 Nr. 4 werden hinter die Worte 
„Abs. 3" die Worte „oder gegen die auf Grund 
des § 23 erlassenen landesrechtlichen Vorschrif- 
ten" eingefügt. 

10. ln § 19 Abs. 1 wird 

a) Nummer 2 wie folgt gefaßt: 

„2. auf Schalenwild und Robben mit Patronen 
zu schießen, deren Geschoßgewicht unter 
4,5 Gramm und deren Auftreffwucht auf 
150 Meter unter 95 Meterkilogramm 
liegt;" 

b) Nummer 6 wie folgt gefaßt: 


„6. Belohnungen für den Abschuß oder Fang 
von Greifvögeln auszusetzen, zu geben 
oder zu empfangen; ausgenommen sind 
Belohnungen seitens der zuständigen Be- 
I hörden und Belohnungen seitens der 

; Jagd- oder Fischereiausübungsberechtig- 

1 ten an ihre mit dem Jagd- oder Fi scher ei - 

j schütz B eauft ragten ; " 

i c) Nummer 9 wie folgt gefaßt: 

„9. Fanggeräte, die nicht unversehrt fangen 
oder nicht sofort töten, sowie Selbst- 
schüsse zu verwenden, feilzubieten oder 
zu erwerben;" 

' d) Nummer 10 gestrichen, die bisherigen Num- 
mern 11 bis 20 werden die Nummern 10 
bis 19. 

j 11. § 21 Abs. 2 Satz 5 erhält folgende Fassung: 

I „Die Länder treffen Beistimmungen, nach denen 
I die Erfüllung des Abschußplanes durch ein Ab- 
I schußmeldeverfahren überwacht und erzwungen 
^ werden kann." 

12. ln § 22 wird 

a) Absatz 1 Satz 2 gestrichen und folgender 
Satz angefügt: 

j „Die Länder können die Jagdzeiten abkür- 

zen oder vorübeirgehend aufheben oder die 
Schonzeiten für bestimmte Gebiete oder für 
I einzelne Jagdbezirke insbesondere zur Be- 

I seitigung kranken oder kümmernden Wil- 

j des, zur Wildseuchenbekämpfung oder aus 

I Gründen der Wildhege befristet aufheben."; 

b) Absatz 2 folgender Satz 2 angefügt: 

i „Die Länder können Ausniahmen, soweit be- 

; sondere Umstände das erfordern, und zu 

wisseni&chaftM'Chen Zwecken zulassen." 

13. § 36 erhält folgende Fassung; 

„§ 36 

Abschußplan Überwachung und Wildhandel 

I Zur Überwachung und Durchsetzung der im 

§ 21 Abs. 2 Satz 1, 4 und 5 vorgeschriebenen 
Eiinhaitung und Erfüllung des Abschußplanes für 
Schalenwild im Interesse der Hege und der 
Landeskultur sowie zur Überwachung des ge- 
werblichen Verkehrs mit Wildpret aus Gründen 
der Volksgesundheit und der Verbrechens- 

I bekämpfung treffen die Länder die erforder- 
lichen Bestimmungen über 

j 1. die Einführung von Ursprungszeichen bei 

j der Verbringung von Schalenwild aus dem 

Erlegungsjagdbezirk und bei der Einfuhr 
von Schalenwildpret aus dem Ausland, 

2. die behördliche Überwachung des gewerb- 

' liehen Ankaufs, Verkaufs und Tausches 

I sowie die gewerbsmäßige Verarbeitung 

I von Schalenwildpret und die Führung von 

j Wilidh and elsbü ehern, 

1 3. den Ankauf, Verkauf, Tausch und Versand 

j von lebendem Wild." 
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14. In der Überschrift des IX. Abschnitts werden 
vor das Wort „Jagdbeirat" die Worte „Landes- 
jägerschaft und" eingefügt. 

15. Folgender § 36a wird eingefügt: 

.§ 36a 

Landes Jäger Schaft 

(1) Vereinigungen der Jäger, die sich in den 
Ländern zur gemeinsamen Vertretung jagdlicher 
Interessen gebildet haben, können von den Län- 
dern als Landesjägerschaft anerkannt werden. i 

(2) Die Landesjägerischaft hat die Aufgabe, j 

1. die zuständigen Behörden bei der : 

Überwachung der Ausübung der Jagd 
und der Hege zu unterstützen, ' 

2. bei der Erteilung, Versagung oder ; 

Einziehung des Jagdscheins mitzu wir- 
ken {§§ 15 bis 18). , 

Die Länder können ihr weitere Aufgaben über- 
tragen. 

(3) Die Anerkennung als Landes jägerschaft 
und die Übertragung von Aufgaben nach Ab- , 
Satz 2 können nur erfolgen, wenn der Vereint- | 
gung mindestens 51 vom Hundert der Inhaber 
von Jahresjagdscheinen als Mitglieder ange- 
hören. 

(4) Die Landesjägerschaft ist auf ihr Verlan- 

gen vor der Erteilung, Versagung oder Ein- 
ziehung des Jagdscheins zu hören und ihr die j 
getroffene Entscheidung bekanntzugeben. Sie ; 
kann bei der zuständigen Behörde die Ver- 
sagung oder die Einziehung eines Jagdscheins | 
beantragen. Wird der Jagdschein erteilt oder | 
die Einziehung nicht vorgenommen, so kann die j 
Landes Jäger Schaft die Rechtsmittel der Verwal- 1 
tungsgerichtsbarkeit mit der Begründung ein- | 
legen, daß der Jagdschein nicht hätte erteilt i 
oder belassen werden dürfen oder seine Ver- 
sagung oder Einziehung, insibesonjdere aus den | 
Gründen des § 17 Abs. 2, geboten gewesen | 
wäre. I 

(5) In einem verwaltungsgerichtlichen Ver- 
fahren Über Erteilung, Versagung oder Ein- 
ziehung des Jagdscheins hat die Landesjäger- 
schaft, soweit sie nicht selbst das Rechtsmittel 
ergriffen hat, die Stellung eines Beigeladenen." 

16. § 37 erhält die Überschriift „Jagdbeirat". 

17. § 39 erhält folgende Fassung: 

.§ 39 

O rdnung s wid ri gk ei t en 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 

1. in befriedeten Bezirken die Jagd aus- 
übt oder einer Beschränkung der 
Jagderlaubnis (§ 6) zuwiderhandelt; 

2. auf vollständig eingefriedeten Grund- 
flächen die Jagd entgegen einer nach | 


§ 7 Abs. 3 vorgeschriebenen Beschrän- 
kung ausübt; 

3. auf Grund eines nach § 11 Abs. 5 nich- 
tigen Jagdpachtvertrages oder ent- 
gegen dem § 12 Abs. 4 die Jagd aus- 
übt; 

4. als Inhaber eines Jugendjagdscheines 
ohne Begleitperson die Jagd ausübt 
(§ 16); 

5. dem § 19 Abs. 1 Nr. 3 bis 10, 12 bis 16, 
18, 19 oder dem § 20 zuwiderhandelt; 

6. zum Verscheuchen des Wildes Mittel 
anwendet, durch die Wild verletzt 
oder gefährdet wird (§ 26); 

7. verbotswidrig Wild aussetzt oder hegt 
(§ 28); 

8. dem § 33 Abs. 1 zuwiderhandelt und 
dadurch Jagdschaden anrichtet. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. ohne einen gültigen Jagdschein mit 
sich ZU führen die Jagd ausübt oder 
den Jagdschein auf Verlangen nicht 
vorzeigt (§ 15 Abs. 1); 

2. dem § 19 Abs. 1 Nr. 1, 2, 11 und 17 
zuwiderhandelt: 

3. Schalenwild oder anderes Wild, das 
nur ini Rahmen eines Abschußplanes 
bejagt werden darf, erlegt, bevor der 
Abschußplan bestätigt oder festgesetzt 
ist (§21 Abs. 2 Satz 1), oder wer den 
Abschußplan übörschreitet; 

4. als Jagdausübungsberechtigter das 
Auftreten einer Wildseuche nicht un- 
verzüglich der zuständigen Behörde 
anzeigt oder den Weisungen der zu- 
ständigen Behörde zur Bekämpfung 
der Wildseuche nicht Folge leistet 
(§ 24); 

5. gegeni eine nach § 36 erlassene Rechts- 
verordnung verstößt, sofern diese 
Verordnung ausdrücklich auf die Buß- 
geldbestimmungen dieses Gesetzes 
verweist. 

(3) Die Ordnungswiidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. Das ünterwerfungs- 
verfahren nach § 67 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten ist zulässig." 

18. In § 40 Abs. 3 wird die Bezeichnung „Nr. 6, 7 
oder 12" durch die Bezeichnung „Abs. 1 Nr. 5 
oder Abs. 2 Nr. 2, 3 oder 5" ersetzt. 


Artikel II 

Entgegen der Vorschrift des Artikels 1 Nr. 4 vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes über Teile von 
gemeinschaftlichen Jagdbezirken rechtswirksam ab- 
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geschlossene Jagdpachtverträge bleiben bis zu ihrem 
vertraglichen Ablauf gültig. 


Artikel III 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten wird ermächtigt, das Bundesjagdgesetz 
in der durch dieses Gesetz bestimmten Fassung neu 
bekanntzumachen; er kann dabei Unstimmigkeiten 
der Paragraphenfolge und des Wortlautes beseitigen. 


A r tikel IV 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. IS. 1) auch im Land 
Berlin. 

(2) Es gilt nicht im Saarland. 

A r t i k e 1 V 

Dieses Gesetz tritt am in 

Kraft. 


Bonn, den 23. April 1959 


Schulze-Pellengahr 

Brese 

Dr. Dittrich 
Dr. Elbrächter 
Etzenbach 
Finckh 
Gibbert 

von Haniel-Niethammer 
Dr. Kempfier 
Pietscher 
Unertl 
Wacher 


Ruhnke 

Bading 

Bettgenhäuser 

Dr. Dahlgrün 
Dr. Bücher 
Keller 
Köhler 
Walter 
Zoglmann 

Dr. Schneider (Lollar) 
Dr. Preiß 
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Begründung 


Im allgemeinen 

Das Bundesjagdgesetz (BJG) ist am 1. April 1953 in 
Kraft getreten. Seine Anwendung hat im Laufe der 
Jahre ergehen, daß die nach Artikel I des Gesetz- 
entwurfs zu ändernden oder zu ergänzenden Vor- 
schriften teils fachlich verfehlt, teils fassungsmäßig 
oder rechtlich unzulänglidi und teils praktisch kaum 
anwendbar sind. In der Hauptsache sind das fol- 
gende Punkte: 

a) Beschlußffähigkeit und Beschlußfasisung der Jagd- 
genossenschaft, 

b) Erlöschen des Jagdpachtvertrages und Rechtsstel- 
lung der Mitpächter, 

c) Überwachung des Abschußplans und des Wild- 
handels, 

d) Beteiligung der Jägerschaft im Jagdschein- Ver- 
fahren, 

e) Ahndung von fahrlässigen Ordnungswidrigk ei- 
ten. 

Der Gesetzentwurf behandelt diese Punkte, andere 
jagdbiologische und jagdtechnische Fragen, ferner 
Fragen des Natur- und Tierschutzes sowie der 
Volksgesundheit im Rahmen der dem Bund nach 
Artikel 72, 74 Nr. 17 und Artikel 75 Nr. 3 GG zu- 
stehenden Gesetzgebungskompetenz. Er wiederholt 
zum Teil eine Reihe von Vorschlägen aus dem inter- 
fraktionellen Initiativantrag der 2. Wahlperiode, 
Drucksache 2868 vom 14. November 1956, der da- 
mals in erster Lesung am 11. Januar 1957 (183. Sit- 
zung S. 10159 D) an den Ernährungsausschuß ver- 
wiesen wurde, aber infolge Arbeitsüberlastung nicht 
mehr zur Verabschiedung gelangte. 


Im einzelnen 

Zu Artikel I 


Zu Nr. 1 

Die vorgeschlagenen Änderungen berichtigen jagd- 
zoologische Begriffe. 

Zu Nr. 2 

Die bisherige Fassung des § 9 Abs. 3 BJG hat sich in 
der Praxis nicht bewährt. Es sind Auslegungsstreit- 
fragen entstanden, und die Durchführung der doppel- 
ten Majorität nach Kopfzahl und Grundfläche hat zu 
Schwierigkeiten geführt, insbesondere dazu, daß 
wegen Nichterreichung der doppelten Mehrheit kein 
Abstimniungsergebnis oder ein Ergebnis erst nach 
mehreren JagdgenQssenschaftsversammlunge'n zu er- 
zielen war. Versuche der obersten Landesbehörden, 
durch Mustersatzungen diesen Schwierigkeiten zu 
begegnen, halten einer rechtlichen Nachprüfung 


j nicht stand. Der Abänderungsvorschlag führt zu 
I einer praktisch und rechtlich einwandfreien Rege- 
lung dahin, daß die einfache Mehrheit der Grund- 
fläche nach für das Zustandekoinmein eines Beschlus- 
ses genügt. Dies entspricht den Grundsätzen des § 3 
Abs. 1 und § 10 Abs. 3 Satz 2 BJG, wonach das Jagd- 
I recht dem Eigentümer auf seiLnem Grund und Boden 
zusteht und der Ertrag der Jagdgenossenschaft 
grundsätzlich an die Jagdgenossen nach dem Ver- 
hältnis des Flächeninhalts ihrer beteiligten Grund- 
stücke zu verteilen ist. Die einfache Flächenmehrheit 
ist abgestellt auf die in der Versammlung vertretene 
Grundfläche. Damit ist die Besdilußfähigkeit jeder 
Versammlung und das Zustandekommen eines ein- 
wandfreien Beschlusses ohne praktische Schwierig- 
keiten gewährleistet. Mit Rücksicht auf diese Neu- 
regelung empfiehlt es sich, im Gesetz festzulegen, 
daß jeder Jagdgenoisse mit dem Gewicht der seinem 
Grundeigentum entsprechenden Stimme sich in der 
I Versammlung auf Grund einer Vollmacht vertreten 
lassen kann. Die nähere Ausgestaltung einer soichen 
Stimmrechtsübertragung und der Form der Abstim- 
mung ist Sache des Landesrechts oder der Genossen- 
schaftssatzung. 

Zu Nr. 3 

Die Fassung des § 10 Abs. 3 BJG regelt weder die 
Frage, in welcher Form der Anspruch auf Auszah- 
lung des Jagdinutzungsanteils geltend zu machen ist, 
noch die Frage, ob der Auszahlungsanspruch bei 
Versäumung der zweiwöchigen Frist erlischt. Das 
i hat in der Praxis zu erheblichen Schwierigkeiten ge- 
! führt, die vermieden werden müssen. 

^ Zu Nr, 4 Buchstabe a 

Die bisherige Fassung des § 11 Abs. 2 läßt in einem 
I gemeinschaftlichen Jagdbezirk jede Verpachtung 
von beliebigen Teilflächen (Jagdbögeni) von nur 
; 150 ha {§ 8 Abs.l) zu. Das führt zur jagdwirtschaft- 
j liehen Zerschlagung der flächenmäßig ohnehin schon 
I beschränkten Jagdflächen und verhindert eine prak- 
i tische Wildhege. Darüber hinaus steht dies im Ge- 
! gensatz zu § 8 Abs. 3. Um diesen Mißstand zu be- 
seitigen, soll der § 11 Abs. 2 dem § 8 Abs. 3 ange- 
: paßt werden. 

i Zu Nr. 4 Buchstabe b 

j Die Praxis hat ergeben, daß ein Jagdpachtvertrag 
auch dann nichtig sein muß, wenn die in § 1 1 Abs. 5 
, angeführten Vorschriften umgangen worden sind. 

t 

t 

Zu Nr. 4 Buchstabe c 

j Die Ergänzung ist notwendig, da es bei festgestell- 
i ter Nichtigkeit bisher keine Verfahrensvorschriften 
, gibt. 
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Zu Nr. 5 Buchstabe a | Zu Nr. 8 


Vielfach hat die bisherige Kann-Vorschrif t zu einer 
passiven Handhabung durch die Jagdbehörden ge- 
führt; die Durchsetzung der gesetzlichen Miindest- 
anforderung wird durch die vorgeschlagene Muß- 
Vorschrift gewährleistet. 

Zu Nr. 5 Buchstabe b 

Diese Ergänzung ist notwendig, da sonst nach dem 
Gesetz über das gerichtliche Verfahren in Landwirt- 
schaftssachen vom 21. Juli 1953 (BGBl. I S. 667) 
die Jagdbehörde nur im zweiten Rechtszug beteiligt 
wäre. 

Zu Nr. 6 

Bei der Fassung des § 11 Abs. 4 Satz 1 des Gesetzes 
sind die gesetzgebenden Organe davon ausgegan- 
gen, daß der Jagdpächter fortlaufend im Besitz eines 
(gültigen) Jagdscheins sein muß. Denigemäß ist in 
§ 13 Satz 1 des Gesetzes die Rechtsfolge des Er- 
löschens des Pachtvertrages — und zwar in Ab- 
weichung vom Regierungsentwurf, der nur ein Kün- 
digungsrecht für den Verpächter vorsah — im Falle 
des Entzuges oder der Nichterteilung des Jagd- 
scheins zwingend lausgesprochen. Die Fassung dieser 
Vorschrift ist jedoch ungenau und mißverständlich. 
Rechtsprechung und Verwaltung haben in einer 
Reihe von Fällen einen gegenteiligen Standpunkt 
dahin eingenommen, daß § 13 Satz 1 keine Anwen- 
dung finde, wenn der Jagdpächter die alljährlich 
zum 1. April notwendige Erneuerung des Jagd- 
scheins unterlasse, d. h., keinen neuen Jagdschein 
beantrage oder trotz An trag Stellung keinen neuen 
Jagdschein löse. Daß diese Rechts auf fassung zu un- 
erwünschten Folgen führt, ergibt sich aus der Über- 
legung, daß es nach Motiv und Absicht des Gesetzes 
nicht im Belieben des Jagdpächters liegt, durch 
Nichterneuerung des Jagdscheines eine ihm dro- 
hende Versagung (§ 17) und damit ein zwangsläufi- 
ges Erlöschen des Pachtvertrages (§ 13 Satz 1) zu 
vermeiden. Darani ändert auch nichts der Umstand, 
daß in einem solchen Falle der Verpächter etwa ein 
außerordentliches Kündigungsrecht hat, da keine 
Gewähr dafür besteht, daß er es auch ausübt. Die 
dadurch aufgekommene Unsicherheit ist beträchtlich. 
Daher soll dem § 13 BJG eine Fassung gegeben 
werden, die dem Grundsatz des § 11 Abs. 4 Satz 1 
voll Rechnung trägt und eine von dem Willen der 
Vertragsteile unabhängige Lösung bringt. In diese 
Neuregelung muß auch der Konkurs des Jagdpäch- 
ters eiinbezogen werden, weil solche Fälle fast im- 
mer zu unerwünschten und schwer kontrollierbaren 
Gefälligkeitsgeschäften geführt haben. 

Zu Nr. 7 

Nach der bisherigen Fassung des § 13 hat das Er- 
löschen des Jagdpachtvertrages, z. B. durch Ver- 
schulden eines Mitpächters, bei einer Mehrheit 
von Pächtern für beide Vertragsteile sehr uner- 
wünschte Ergebniisse (Pachtzins au sf all, Investitions- 
verlust usw.) gezeitigt. Daher soll der neue § 13a 
einen Härteausgleich für alle Beteiligten herbei- 
führen. 


Die bisherige Fassung des § 15 Abs. 5 geht über die 
dem Bundesgesetzgeber zustehende Kompetenz hin- 
aus. Die Regelung der Jägerprüfung, bei der die zur 
Erfüllung der Rechte und Pflichten des Jägers aus 
§ 1 BJG sich ergebenden Kenntnisse nachgewiesen 
werden müssen, ist Sache der Länder; daher ist eine 
I Neufassung notwendig. 

i 

I Zu Nr. 9 

Bisher konnte der Jagdschein den Personen, die den 
auf Grund des § 23 erlassenen landesrechtlichen 
Vorschriften nicht nachgekommen sind, der Jagd- 
; schein nicht versagt werden. Bin Nlchtbefolgen die- 
I ser Vorschriften iist jedoch strengstens zu verurtei- 
len; das gilt z. B. auch für den Fall, daß ein Revier- 
inhaber bei harter Wintersnot seiner Fütterungs- 
pflicht nicht nachkommt. 

Zu Nr. 10 Buchstabe a 

Die Munitionstechnik hat in den letzten Jahren eine 
Entwicklung genommen, die die Verwendung des Be- 
griffes „Hülsenlänge" im Gesetz nicht mehr geboten 
erscheinen läßt. So ist u. a. auf dem deutschen Markt 
eine Büchsenpatrone Remington 222 in 5,6 mm Kali- 
ber aus USA erschienen, die zwar eine Hülsenlänge 
I von 43 mm’ hat, damit also die bisherige Vorschrift 
; des § 19 Abs. 1 Nr. 2 erfüllt, aber auf Schalenwild 
infolge ihres geringen Geschoßgewichts und ihrer 
mangelnden Auftreffwucht unzureichend, weil nicht 
unbedingt tödlich, ist. Ihre Verwendung und die 
ähnlicher kleinkalibriger Patronen auf Schalenwild 
würde daher Tierquälerei bedeuten. Aus diesem 
Grunde ist die vorgesehene Neufassung notwendig. 

Zu Nr. 10 Buchstabe b 

Die in Abkehr von der vor dem 1. April 1953 gelten- 
den Regelung erlassene Vorschrift des § 19 Abs. 1 
Nr. 6 zw^eiter Halbsatz BJG hat zu unerwünschten 
Auswüchsen geführt, da die im ersten Halbsatz aus- 
I gesprochene Verbotsvorschrift in großem Umfang 
i durch die Ausnahmebestimmung lim zweiten Halb- 
satz wieder aufgehoben wird. Der Änderungsvor- 
ischlag führt die Frage Abschuß- und Fangbelohnung 
auf die nach jahrzehntelanger Erfahrung einzig ge- 
I rechtfertigte Voraussetzung der Auslobung durch 
j den Jagd- oder Fischereiberechtigten zurück. Das 
Recht der Auslobung durch die zuständigen Behör- 
den war ebenfalls zu berücksichtigen. 

Zu Nr. 10 Buchstabe c 

; Der § 19 Abs. 1 Nr. 9 und 10 Satz 2 BJG widerspricht 
i dem im BJG verankerten Grundsatz des Tierschutzes 
I und der Verhütung der Tierquälerei. Tellereisen und 
I Pfahleisen sind barbarische Fangwerkzeuge, die den 
I sich darin fangenden jagdbaren und nicht jagdbaren 
(geschützten) Tieren die Läufe, Ständer bzw. Fänge 
zerquetschen oder abschlagen und sie langsam und 
qualvoll zugrunde gehen lassen. Entsprechendes gilt 
für durch Selbstschüsse verletzte Tiere. Solche Fang- 
werkzeuge sind mit dem Tiers cbutzgedanken unver- 
einbar, ganz abgesehen davon, daß hinreichende an- 
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dere Fanggeräte (Schwanenihals, Kasten-, Netzfalle 
u. a. m.) zur Verfügung stehen. Dem trägt die Neu- 
fassung des § 19 Abs. 1 Nr. 9 Rechining. 

Zu Nr. 10 Buchstabe d 

Die Streichung des § 19 Abs. 1 Nr. 10 ergibt sich aus 
der Generalklausel der Neufassung des § 19 Abs. 1 I 
Nr. 9 zwangsläufig. ! 

Zu Nr. 11 

! 

Das im Initeresse der Wildschaden Verhütung und der j 
Wildhege liegende überwachen der Erfüllung des 
Abschußplanes läßt sich wirksam nur durch ein von 
den Ländern zu regelndes Abschußmeldeverfahren | 
erreichen. Nur dadurch wird es den Jagdbehörden ; 
möglich, rechtzeitig die etwa erforderlichen und vom : 
Gesetzgeber vorgesehenen Zwangsmaßnahmen zu , 
ergreifen. 

Zu Nr. 12 Buchstabe a 

Die Neufassung des § 22 Abs. 1 behält die bisherige 
Fassung der Sätze 1 und 3 und ändert nur den Wort- 
laut des bisherigen Satzes 2, der nunmehr Satz 3 j 
wird. Die Neufassung dieses Satzes ist deswegen | 
notwendig, weil die alte Fassung einerseits zu stän- ; 
dig sich mehrenden Jagdzeit-Verlängerungen sei- ; 
tens der Länder und damit zu einer Rechtsunsicher- , 
heit geführt hat, und weil sie andererseits für ge- ! 
bietlich und zeitlich begrenzte Sondermaßnahmen , 
keinen Spielraum, läßt. Diesem Mangel will der Vor- 
schlag abhelfen. , 

Zu Nr. 12 Buchstabe b 

! 

Nach § 22 Abs. 2 sind jagdbare Tiere, für die eine ; 
Jagdzeit nicht festgesetzt ist, während des ganzen j 
Jahres mit der Jagd zu verschonen. Das hat zu dem ! 
Ergebnis geführt, daß in einzelnen Gebieten eine i 
Übervölkerung solcher Tiere eingetreten ist, die das ' 
jagdliche Gleichgewicht stört oder die Landeskultur 
schädigt. Der vorgeschlagene neue Satz 2 soll den [ 
Ländern die Möglichkeit zu Ausnahmeregelungen 
geben. 

Zu Nr. 13 

Das Problem der Kontrolle des Besitzes und Ver- : 
bringens von erlegtem Schalenwild sollte durch § 36 ; 
Abs. 1 BJG im Interesse der Abschußüberwachung | 
sowie im Interesse der Bekämpfung von Wilderei . 
und Hehlerei so gelöst werden, wie das unbedingt | 
erforderlich ist. Die nach § 36 Abs. 3 von der Bun- 
desregierung zu erlassenden Vorschriften fehlen 
noch heute, weil verfassungsrechtliche Bedenken : 
entgegenstehen. Damit ist die Vorschrift des § 36 
Abs. 1 BJG praktisch wertlos. Die gegenwärtige 
Rechtslage ist folgende: Während die Länder Baden- 
Württemberg, Bayern, Hessen und Rheinland-Pfalz 
noch aus der Zeit vor dem 1. April 1953 ausrei- 
chende SpezialgesetzG und Verordnungen besitzen, 1 
fehlt es in den übrigen Ländern an jeder einschlä- , 
gigen Regelung, weil die auf Grund des Reichsjagd- j 
gesetzes dort noch bis zum 31. März 1953 in Kraft 
gewesene Wildverkehrsordnung vom 21. März 1935 | 
{RGBl. 1 S. 259) gemäß § 46 Abs. 2 Nr. 2 BJG j 


außer Kraft gesetzt worden ist. Dieser gesetzlose 
Zustand in großen Teilen des Bundesgebietes dart 
nicht fortbestehen. Der Änderungsvorschlag schafft 
die Grundlagen für eine zweckentsprechende und 
nicht nur von der Jägerschaft, sondern auch vom 
deutschen Lebensmittel-Einzelhandel geforderte um- 
fassende Regelung seitens der Länder. 

Zu Nr. 14 und 15 

Die Erfahrungen der letzten drei Jahrzehnte haben 
gezeigt, daß die staatlichen Jagdbehörden zur Durch- 
führung eines dem Gedanken des Natur- und Tier- 
schutzes dienenden Jagdgesetzes nur unter Mit- 
wirkung der Jägerschaft imstande sind, und dies 
wiederum nur dann gelingt, wenn die Jägersdiaft 
selbst zur Jagdausübung ungeeignete Personen von 
der Jagd fernzuhalten vermag. Das BJG sagt in sei- 
nen §§ 17 und 18, in welchen Fällen der Jagdschein 
versagt oder entzogen werden muß oder kann. Die 
Grenzen dieser Gründe sind mitunter flüssig oder 
werden von den Jagdbehörden — oft sogar gegen 
die ihnen mitgeteilte Auffassung der Jagdberater, 
Jagdbeiräte oder Jägerorganisationen — zugunsten 
von Betroffenen gewertet, d. h. der Jagdschein wird 
trotz schwerwiegender Bedenken erteilt oder nicht 
eingezogen. Ist das geschehen, so ist das — abge- 
sehen von den zwingenden Vorschriften des § 16 
Abs. 1, § 17 Abs. 1 und § 41 BJG — nicht mehr ge- 
gen den Willen des Betroffenen zu ändern, weil es 
an einer gesetzlich begründeten Einrichtung fehlt, 
die im Jagdscheinerteilungs- und im Jagdscheinein- 
ziehungsverfahren angehört werden muß, selbst An- 
träge stellen, Sachbeschwerde erheben und den Ver- 
waltungsrechtsweg beschreiten kann. 

Eine solche am Verfahren beteiligte Stelle ist not- 
wendig, um Fehlentscheidungen oder Untätigkeit 
der Jagdbehörden zu verhindern oder mit den übli- 
chen Rechtsmitteln anzufechten. Das ist auf einem 
einfachen Wege ohne Schaffung neuer Behörden 
oder sonstiger Stellen und ohne finanziellen Mehr- 
aufwand zu erreichen. 

In allen Bundesländern haben sich seit 1946 Verei- 
nigungen der Jäger — die Landesjagdverbände — 
zur gemeinsamen Vertretung jagdlicher Interessen 
gebildet, denen jeweils mehr als 50 — im Durch- 
schnitt 78 — vom Hundert der Inhaber von Jahres- 
jagdscheinen als Mitglieder angehören. Diesen Lan- 
desjagdverbänden soll durch Anerkennung als Lan- 
desjägerschaft die oben genannte Aufgabe übertra- 
gen werden. 

Der Vorschlag zu § 36a formuliert diese Gedanken 
in einer Rahmenvorschrift, die für die Länder weder 
eine rechtliche Pflicht noch eine finanzielle Bela- 
stung beinhaltet; im Gegenteil, sie künftig von den 
lästigen DienstaufsichtsibeschwerdeD in Jagdsebedn- 
sachen befreit. Die Anerkennung von privatrecht- 
lichen Organisationen zwecks Aus- oder Durchfüh- 
rung gesetzlicher Aufgaben ist dem Bundesrecht 
nicht fremd, zumal wenn wie hier keine hoheitlichen 
Befugnisse übertragen werden. Es sei dazu nur auf 
§ 14 des Milch- und Fettgesetzes vom 10. Dezember 
1952 (BGBl. I S. 811) verwiesen. Eine bundesgesetz- 
liche Regelung ist deswegen erforderlich, weil eine 
einheitliche Regelung auch mit Rücksicht auf die in 
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Vorbereitung befindliche bundesgesetzliche Neu- 
ordnung der Verwaltungsgerichtsbarkeit getroffen 
werden muß. 

Zu Nr. 16 

Die Einfügung der Überschrift zu § 37 ergibt sich 
daraus, daß bisher nur eine Abschnittsüberschrift be- 
steht, die nunmehr geändert werden soll. 

Zu Nr. 17 

Durch § 39 BJG sind die im früheren Reichs- und 
Landesrecht als Straftaten (Übertretungen) zu ver- 
folgenden Zuwiderhandlungen nunmehr als Ord- 
nungswidrigkeiten nach dem Opportunitätsprinzip 
zu ahnden. Das hat an sich schon zu einer sehr er- 
heblichen Schwächung des Sühnegedankens einer- 
seits und zu einer leider zunehmenden Zahl der Zu- 
widerhandlungen andererseits geführt. Dabei hat 
sich herausgestellt, daß fast sämtliche Fälle des ver- 
botswidrigen, oft als Tierquälerei wirkenden Schrot- 
schusses auf Schalenwild, der Überschreitung des 
Abschußplanes und der Nichtbeachtung der Wild- 
handcls- und -Verkehrsvorschriften deswegen nicht 
geahndet werden können, weil die Täter sich im 
Hinblick auf § 11 Abs. 1 OWiG mit „fahrlässigem 
Verhalten" meist unwiderlegbar entschuldigen. Auf 
diese Weise sind solche Taten, wie auch die fahrläs- 
sige Unterlassung der Anzeige von Wildseuchen 
(z. B. Tollwut), zum Schaden der Allgemeinheit jeder 


Ahndung entzogen. Das darf nicht Rechtens bleiben, 
wenn die durch § 39 BJG angestrebte Ordnung auf 
den genannten Teilgebieten verwirklicht werden 
soll. Daher will der Änderungsvorschlag in seinem 
Absatz 2 für bestimmte Tatbestände die in § 11 
Abs. 1 OWiG enthaltene Beschränkung auf vorsätz- 
liches Handeln auch auf fahrlässiges Handeln er- 
weitern. 

Des weiteren soll im Absatz 3 aus praktischen Erwä- 
gungen das Unterwerfungsverfahren aus § 67 OWiG 
für zulässig erklärt werden. 

Zu Nr. 18 

Eine Änderung der Bezugsstellen ist infolge der 
Neufassung des § 39 erforderlich. 

Zu Artikel 11 

Diese Überleitungsvorschrift erscheint im Interesse 
der Rechtssicherheit notwendig. 


Zu Artikel III 

Durch das Änderungsgesetz werden zahlreiche 
Einzelbestimmungen den Erfahrungen der letzten 
Jahre entsprechend geändert, so daß eine Bekannt- 
machung in der Neufassung zweckmäßig erscheint. 
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